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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 227/21 
 

vom 

20. Juli 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 
 

 

 

 

wegen besonders schwerer räuberischer Erpressung  
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts und des Beschwerdeführers am 20. Juli 2021 gemäß § 349 Abs. 2 

und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Bochum vom 18. Februar 2021 im Einziehungsaus-

spruch dahin geändert, dass die Einziehung des Wertes von 

Taterträgen in Höhe von 3.930,26 € gegen den Angeklagten 

als Gesamtschuldner angeordnet wird. 

2. Die weiter gehende Revision wird verworfen. 

3. Der Angeklagte trägt die Kosten des Rechtsmittels. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen besonders schwerer räube-

rischer Erpressung unter Einbeziehung der Strafe aus einer früheren Verurteilung 

zu der Gesamtfreiheitsstrafe von sieben Jahren verurteilt, die Unterbringung des 

Angeklagten in einer Entziehungsanstalt sowie den Vorwegvollzug eines Teils 

der Gesamtfreiheitsstrafe angeordnet und auf die Einziehung des Wertes von 

Taterträgen in Höhe von 3.930,26 € erkannt. Hiergegen richtet sich die Revision 

des Angeklagten, die mit einer Verfahrensbeanstandung und der Rüge der Ver-

letzung materiellen Rechts begründet ist. Das Rechtsmittel hat den aus der Ent-

scheidungsformel ersichtlichen Teilerfolg; im Übrigen ist es unbegründet im 

Sinne des § 349 Abs. 2 StPO.  
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Zum Schuld- und Strafausspruch hat die Nachprüfung des angefochtenen 

Urteils auf Grund der Revisionsrechtfertigung keinen Rechtsfehler zum Nachteil 

des Angeklagten ergeben.  

Dagegen ist die Einziehungsentscheidung des angefochtenen Urteils um 

die Anordnung einer gesamtschuldnerischen Haftung des Angeklagten zu ergän-

zen. Nach den Feststellungen gab der Angeklagte nach dem Verlassen des Wett-

büros den Beutel mit der Tatbeute an einen unbekannt gebliebenen Tatbeteilig-

ten weiter, wobei die Strafkammer es für möglich gehalten hat, dass der Unbe-

kannte lediglich als Kurier ohne eigene Verfügungsgewalt über die Beute mit de-

ren Transport beauftragt war. Da der Zweifelssatz entgegen der Auffassung des 

Landgerichts auch für die tatsächlichen Voraussetzungen der Einziehung gilt 

(vgl. Sander in Löwe-Rosenberg, StPO, 26. Aufl., § 261 Rn. 111; Ott in KK-StPO, 

8. Aufl., § 261 Rn. 69), hätte die Strafkammer bei dieser Sachlage zugunsten des 

Angeklagten von einer wirtschaftlichen Mitverfügungsgewalt des unbekannten 

Tatbeteiligten ausgehen müssen, die eine gesamtschuldnerische Haftung des 

Angeklagten für den Einziehungsbetrag zur Folge hat.  
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Der geringfügige Teilerfolg der Revision rechtfertigt es nicht, den Ange-

klagten teilweise von den durch sein Rechtsmittel veranlassten Kosten und Aus-

lagen freizustellen (§ 473 Abs. 4 StPO). 

Sost-Scheible Bender Quentin 

 Rommel Lutz 

 

Vorinstanz: 

Bochum, LG, 18.02.2021 ‒ 4 KLs - 161 Js 124/20 - 51/20 
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